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(Nr. 9450.) Geſetz, betreffend die Veränderung der Grenzen einiger Kreiſe in den Provinzen 
Oſtpreußen, Brandenburg, Sachſen, Hannover und der Rheinprovinz. 
Vom 19. Mai 1891. 


Wir Wilbelm „von Gottes Gnaden König von Preußen ı. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


§. 1. 


Es werden vereinigt: 


1) die Gutsbezirke Julienhöhe und Willmanns, unter Abtrennung von dem 
Landkreiſe Königsberg i. Pr., mit dem Kreiſe Labiau, 


2) der Gutsbezirk Brieſenhorſt, unter — von dem Kreiſe Soldin, 
mit dem Gutsbezirke Hohenwalde und dem Kreiſe Landsberg, 


3) der Gutsbezirk Freiimfelde, unter Abtrennung von dem Saalkreiſe, mit 
der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe Halle, 


4) die Landgemeinden Liſt, Vahrenwald, Hainholz und Herrenhauſen, 
unter Abtrennung von dem Landkreiſe Hannover, mit der Stadt⸗ 
gemeinde und dem Stadtkreiſe Hannover, 


5) die Landgemeinde Neuendorf, unter Abtrennung von dem Landkreiſe 
Koblenz, mit der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe Koblenz. 
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Ausgegeben zu Berlin den 12. Juni 1891. 


in 90 
. 1 
Das gegenwärtige Geſetz tritt am 1. Juli 1891 in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. b | 
Geegeben Königsberg, den 19. Mai 1891. 
(L. S.) Wilhelm. 


v. Caprivi. v. Boetticher. v. Maybach. Herrfurth. v. Schelling. 
Frhr. v. Berlepſch. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. Gr. v. Zedlitz. 


(Nr. 9451.) Geſetz, betreffend Abänderung des Erbſchaftsſteuergeſetzes. Vom 19. Mai 1891. 


Wi Wilhelm „von Gottes Gnaden König von Preußen z. 


verordnen ni unter Zuftimmung beider Häufer des Landtags, für den Umfang der 
Monarchie mit Ausſchluß der Inſel Helgoland, was folgt: 


17 f Artikel 1. 
In dem Geſetze, betreffend die Erbſchaftsſteuer, vom 30. Mai 1873 
(Geſetz»Samml. S. 329) treten folgende Aenderungen ein: 
1) Dem F. 1 treten die Worte hinzu: 
4) Vermögen Verſchollener bei vorläufiger Ausfolgung an die muthmaß⸗ 
lichen Erbberechtigten. 77 f 
2), Im F. 4 treten dem erſten Abſatz folgende Worte hinzu: 
Als Beurkundung von Schenkungen im Sinne dieſer Beſtimmung 
ſind alle Schriftſtücke über ſolche Geſchäfte anzuſehen, bei welchen die 
Abſicht auf Bereicherung des einen Theils gerichtet war, auch wenn 
das Geſchäft in der Form eines läſtigen Vertrags abgeſchloſſen iſt. 
Bei Beurtheilung der Frage, ob die Abſicht der Bereicherung des 
einen Theils anzunehmen iſt, ſind auch ſolche Umſtände in Betracht zu 
ziehen, welche aus der Urkunde nicht erſichtlich ſind. 
Dteer zweite und dritte Abſatz erhalten folgende Faſſung: 
Der erforderliche Werthſtempel beſtimmt ſich nach den Vorſchriften 
des anliegenden Tarifs und der $$. 6 bis 23 ſowie des $. 25 erſter 
Abſatz dieſes Geſetzes, indem an Stelle der Verhältniſſe des Erblaſſers 


8 
und des Erwerbers des Anfalls die Verhältniſſe des Gebers, beziehungs— 
weiſe des Beſchenkten berückſichtigt werden. 

Im Uebrigen finden auf dieſe Werthſtempelabgabe die Beſtimmungen 
wegen des Urkundenſtempels Anwendung. In denjenigen Fällen, in 
welchen die Verſteuerung der Schenkung über die für die Verwendung 
des Urkundenſtempels ſonſt vorgeſchriebene Friſt hinaus ausgeſetzt bleibt 
($$. 20 bis 23 und $. 25 erſter Abſatz), muß die Urkunde vor Ab- 
lauf dieſer Friſt der von dem Finanzminiſter zu beſtimmenden Steuer⸗ 
behörde vorgelegt werden, welche die erforderlichen Anordnungen wegen 
ſpäterer Verwendung des Stempels zu treffen hat und welcher hierfür 
auf Verlangen Sicherheit zu beſtellen iſt. 


3) An Stelle der Hö. 9 und 10 treten folgende Paragraphen; 
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§. 9. 
Unbewegliches Vermögen. 

Grundſtücke und Grundgerechtigkeiten, welche außerhalb Landes 
liegen, gehören nicht zur ſteuerpflichtigen Maſſe. Von dem Anfall 
inländiſcher Grundſtücke oder Grundgerechtigkeiten oder deren Nutzungen 
iſt die Erbſchaftsſteuer zu erheben, ohne Unterſchied, ob der Erblaſſer 
Inländer oder Ausländer war und ob derſelbe ſeinen Wohnſitz im 
Inlande hatte oder nicht. 

Bewegliches Vermögen. 


$. 10. 

Anderes als das im $. 9 bezeichnete Vermögen iſt der Erbſchafts⸗ 
ſteuer unterworfen, wenn der Erblaſſer bei ſeinem Ableben ſeinen 
Wohnſitz in Preußen hatte oder die vorläufige Ausfolgung des Nach⸗ 
laſſes (F. 1 Ziffer 4) von einem Preußiſchen Gericht verfügt iſt, das 
außerhalb Preußens belegene Vermögen indeſſen nur dann, wenn 
davon in dem auswärtigen Staate keine, oder eine geringere Abgabe, 
als nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu entrichten iſt. Im letzteren 
Falle wird die in dem auswärtigen Staate erweislich gezahlte Abgabe 
auf die dieſſeitige Steuer angerechnet. 


$. 10a. 

In Bezug auf den Nachlaß von Perſonen, welche in ſolchen 
Staaten ihren Wohnſitz gehabt haben oder Angehörige ſolcher Staaten 
geweſen ſind, in welchen die Erbſchaftsſteuer nach anderen, als den 
im F. 10 angegebenen Grundſätzen erhoben wird, kann der Finanz⸗ 
miniſter zum Zweck der Ausgleichung und thunlichſter Vermeidung 
von Doppelbeſteuerungen Abweichungen von der Vorſchrift des §. 10 
in der Art anordnen, a f 

1) daß die Erhebung der Preußiſchen Erbſchaftsſteuer für das nicht 
in Grundſtücken oder Grundgerechtigkeiten beſtehende Vermögen, 
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unabhängig von dem Wohnſitz des Erblaſſers, zu erfolgen hat, 

ſofern derſelbe Preußiſcher Staatsangehöriger war; 

2) daß die Erhebung der Preußiſchen Erbſchaftsſteuer für das nicht 
in Grundſtücken oder Grundgerechtigkeiten beſtehende Vermögen, 
unabhängig von dem Wohnſitz und der Staatsangehörigkeit des 
Erblaſſers, zu erfolgen hat, falls das Vermögen in Preußen ſich 
befindet. 

F. 10b. 
Beſondere Fälle der Verſteuerung. 

In denjenigen Fällen, in welchen bei Genehmigung von 
Schenkungen und letztwilligen Zuwendungen an Korporationen und 
andere juriſtiſche Perſonen dieſe die Verpflichtung übernehmen, einen 
Theil des Empfangenen oder des Werths deſſelben an Angehörige des 
Schenkgebers oder Erblaſſers herauszugeben, haben letztere das auf 
dieſe Weiſe ihnen Zufließende ſo zu verſteuern, als ob es ihnen von 
dem Schenkgeber oder Erblaſſer ſelbſt zugewandt worden wäre. 

4) Im F. 11 erſter Abſatz treten an Stelle der Worte: 
nach $$. 9 und 10 


die Worte: 
nach $$. 9, 10 und 10a. 


5) Im $. 14 erhält der letzte Satz des erſten Abſatzes folgende Faſſung: 
und wird bei einem Lebensalter derſelben 
von 15 Jahren oder weniger auf das 18 fache 
über 15 Jahre bis zu 25 Jahren auf das 17fache 
s s s a s s a 16 
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des Werths der einjährigen Nutzung beziehungsweiſe Leiſtung an— 
genommen. 


6) Im $. 16 erhält der erſte Satz folgende Faſſung: 

Bei auf beſtimmte Zeit eingeſchränkten Nutzungen oder Leiſtungen 
iſt der Kapitalwerth der geſammten Nutzungen beziehungsweiſe Leiſtungen 
für den Zeitpunkt des Anfalls unter Zugrundelegung eines vier⸗ 
prozentigen Zinsfußes nach der beigefügten Hülfstabelle zu ermitteln. 

7) F. 17 erhält folgende Faſſung: 

Der einjährige Betrag der Nutzung eines Geldkapitals iſt, wenn 

er nicht anderweitig feſtſteht, zu vier vom Hundert anzunehmen. 


— 


8) Im F. 29 zweiter Satz fallen die eingeklammerten Worte: 

Pfarrern, Bürgermeiſtern u. ſ. w. 
weg. 

9) Im $. 30 erhalten die Anfangsworte folgende Faſſung: 

Jeder, dem ein Anfall der im F. 1 bezeichneten Art zukommt, 

10) Im 6. 40 erhalten die Anfangsworte folgende Faſſung: 

Die Beſtimmungen in den $$. 11 und 12 des Geſetzes, betreffend 

die Erweiterung des Rechtswegs, vom 24. Mai 1861 (Geſetz-Samml. 
S. 241) finden auch u. ſ. w. 

11) Hinter $. 43 tritt folgender Paragraph hinzu: 

$. 43 a. 
Wer es unterläßt, Schenkungsurkunden, deren Verſteuerung über 

die für die Verwendung des Urkundenſtempels ſonſt vorgeſchriebene 
Friſt hinaus ausgeſetzt bleiben ſoll (§. 4 dritter Abſatz), vor Ablauf 
dieſer Friſt der Steuerbehörde vorzulegen, oder die von der Steuer⸗ 
behörde getroffenen Anordnungen wegen nachträglicher Verſteuerung 
der vorgelegten Urkunden unbefolgt läßt, verfällt in die Strafe des 
Vierfachen des ſpäter zu verwendenden Stempels oder, falls dieſer noch 
nicht feſtſteht, in eine Geldſtrafe bis zu dreitauſend Mark. An die 
Stelle dieſer Strafe tritt eine Ordnungsſtrafe bis zu einhundertfünfzig 
Mark, wenn aus den Umſtänden hervorgeht, daß eine Hinterziehung 
der Abgabe nicht erfolgen konnte oder nicht beabſichtigt war. 

12) Die dem Geſetz beigefügte Tabelle wird durch die untenſtehende Tabelle erſetzt. 


1 1 Artikel 2. 

Die Beſtimmungen des Geſetzes vom 30. Mai 1873 in der demſelben 
durch Artikel 1 gegebenen Faſſung kommen, mit Ausnahme der $$. 2, 4 dritter 
Abſatz, 43 a, auch in den Hohenzollernſchen Landen und im Kreiſe Herzogthum 
Lauenburg zur Anwendung. 

Für die genannten Gebietstheile treten: 

a) an Stelle des $. 4 dritter Abſatz folgende Worte: 

Der Finanzminiſter trifft nähere Beſtimmungen über die Art der 
Entrichtung dieſer Abgabe. Für dieſelbe haftet jeder Ausſteller, ſowie 
jeder ſpätere Inhaber oder Vorzeiger der Urkunde. 

b) an Stelle des $. 43a folgende Worte: 

Jeder Ausſteller einer ſteuerpflichtigen Schenkungsurkunde, welcher 
die von dem Finanzminiſter in Bezug auf die Entrichtung der Steuer 
erlaſſenen und gehörig bekannt gemachten Beſtimmungen oder die von 
der zuſtändigen Steuerbehörde in dieſer Hinſicht getroffenen und ihm 
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beſonders mitgetheilten Anordnungen unbefolgt läßt, verfällt wegen 
Hinterziehung der Abgabe in die Strafe des Vierfachen derſelben, oder, 
falls ihr Betrag noch nicht feſtſteht, in eine Geldſtrafe bis zu drei⸗ 
tauſend Mark. An die Stelle dieſer Strafe tritt eine Ordnungsſtrafe 
bis zu einhundertfünfzig Mark, wenn aus den Umſtänden hervorgeht, 
daß eine Hinterziehung der Abgabe nicht erfolgen konnte oder nicht be- 
abſichtigt war. 

Die Strafe kann gegen jeden Inhaber der Urkunde verfolgt werden, 
auf welcher ſich kein Vermerk über die Entrichtung der Steuer findet, 
vorbehaltlich ſeines Rückgriffs gegen den Ausſteller. Kann er indeß 
nachweiſen, daß er erſt nach dem Tode des Ausſtellers in den Beſitz 
der Urkunde gelangt iſt, ſo kann die Strafe von ihm nicht eingezogen 
werden. 


Artikel 3. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1891 in Kraft. Mit demſelben Tage 


treten die im Kreiſe Herzogthum Lauenburg bisher geltenden Beſtimmungen über 
die Verſteuerung von Erbſchaften und Schenkungen außer Wirkſamkeit. 


Artikel 4. 
Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Derſelbe wird ermächtigt, den Text des Geſetzes vom 30. Mai 1873 mit 
den aus dem gegenwärtigen Geſetz ſich ergebenden Aenderungen, unter Weglaſſung 
der Uebergangsbeſtimmungen ($$. 48 und 49) und unter Veränderung der Thaler⸗ 
währung in Reichswährung, mit einer fortlaufenden Nummerfolge der 5 
durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 R 
Gegeben Königsberg, den 19. Mai 1891. 


(I. S.) Wilhelm. 


v. Caprivi. v. Boetticher. v. Maybach. Herrfurth. v. Schelling. 
Frhr. v. Berlepſch. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. Gr, v. Zedlitz. 


Tabelle 


über den 


2 


1 7 


9 Vnwärtigen Kapitalwerth einer Rente oder Nutzung im Werthe von 1 Mark 
SE eine beſtimmte Anzahl von Jahren behufs Berechnung der davon zu 
entrichtenden Erbſchaftsſteuer. 


(Zu 8. 16 des Geſetzes.) 


Anzahl Kapital⸗ Anzahl Kapital⸗ Anzahl Kapital⸗ Kapital⸗ 
der werth der werth der werth werth 
Jahre. Jahre. 
. | : Mark. Pf. 
1 1 | 0,00 22 | 15 | 02% 43 21 | 18,6 64 23 | 88,7 
2 1 96,2 233 45 | 45,1 44 „ 65 23 | 96,9 
3 2 885,6 24 | 15 85,7 45 2154, 66 24 04, 
4 3 177,5 25 16 | 24,7 46 21 | 72,0 67 24 | 12,2 
5 4 | 63,0 26 16 | 62,2 47 21 | 88,5 68 24 | 19,4 
6 5 45, 27 .16 | 98,3 48 | 22 1.043 69 24 | 26,4 
7 6 24,2 28 17 | 33,0 49 22 | 19,5 70 24 | 33,0 
8 7 00% 29 17 66,3 50 22 34,2 71 24 | 39,5 
9 7 | 73,3 30 1798, 5¹ 22 48,2 72 24 | 45,6 
10 8 |48,5 31 18 | 29,0 52 . 73 24 51,6 
11 9 117 32 18 | 58,9 53 22 | 74,8 74 24 | 57,3 
12 9 76,0 33 18 87,4 54 22 | 87,3 75 24 | 62,8 
13 10. 38,6] 34 19 14,8 55 22... 99,3 76 24 | 68,0 
14 10 98, 35 1941. 56 23 10% 77 24 73,1 
15 11 567,8 36 19 | 66,5 57. 23.22%, 78 24 78,0 
16 12% % Inne Jenin 9 90,8 58 23 | 32,7 79 24 | 82,7 
17 12 65, 38 2014, 59 2343, 80 24 87, 
18 | 13 |16,e 39 20 36,8 60 23 .|.52,8 81 24 | 91,5 
19 13 | 65,9 40 20 | 58,5 61 23.62, 82 24 95,7 
20 14 13, A 1.20: 783 62 1 23 | 71,5 83 24 | 99,7 
21 14 59,0 42 30° | 99,3 63 23 | 80,3 84 | 25 | 00,0 
TER und mehr. 
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(Nr. 9452.) Bekanntmachung, betreffend die abgeänderte Faſſung des Erbſchaftsſteuergeſetzes. 
Vom 24. Mai 1891. 


Au Grund des Artikels 4 des Geſetzes vom 19. d. M., betreffend Abänderung 
des Erbſchaftsſteuergeſetzes, wird der Text des Geſetzes, betreffend die Erbſchafts⸗ 
ſteuer, nachſtehend mit dem Bemerken bekannt gemacht, daß das Geſetz in dieſer 
Faſſung am 1. Juli d. J. in Wirkſamkeit tritt. 


Berlin, den 24. Mai 1891. 


Der Finanzminiſter. 
Miquel. 


Geſetz, 


betreffend 


die Erbſchaftsſteuer. 


Wir Wilbelm von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags, für den Umfang der 
Monarchie mit Ausſchluß der Inſel Helgoland, was folgt: 


F. 1. 
Gegenſtand der Erbſchaftsſteuer. 
Der Erbſchaftsſteuer ſind nach Vorſchrift dieſes Geſetzes und des anliegenden, 
/ von Uns vollzogenen Tarifes unterworfen, ohne Unterſchied, ob der Anfall In⸗ 
ländern oder Ausländern zukommt: 

1) Erbſchaften, Vermächtniſſe und Schenkungen von Todeswegen (mit 
Einſchluß der remuneratoriſchen und der mit einer Auflage belaſteten 
Schenkungen) / ö 

2) Lehns⸗ und Fideikommißanfälle; 

3) die Anfälle von Hebungen aus Familienſtiftungen, welche in Folge 
Todesfalles auf den vermöge ſtiftungsmäßiger oder geſetzlicher Succeſſions⸗ 
ordnung Berufenen übergehen; 

4) Vermögen Verſchollener bei vorläufiger Ausfolgung an die muthmaß⸗ 
lichen Erbberechtigten. 
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982.90 
Fideikommiß⸗ und Familienſtiftungen. 

In Betreff der von Fideikommiß⸗ und von Familienſtiftungen zu ent⸗ 
richtenden Werthſtempelabgabe bewendet es bei den beſtehenden Vorſchriften mit 
folgenden Maßgaben: 

1) die Ermittelung des ſtempelpflichtigen Werthes erfolgt nach den Be— 
ſtimmungen in den $$. 14 bis 21 dieſes Geſetzes, jedoch ohne Abzug 
der Schulden; 

2) bei Fideikommiß- und Familienſtiftungen von Todeswegen iſt der Werth⸗ 
ſtempel binnen 6 Monaten nach dem Todesfall beizubringen und kommen 
wegen der Verhaftung für die Entrichtung deſſelben die Beſtimmungen 
der $$. 29 und 30 dieſes Geſetzes zur Anwendung. 


85 3. 

Als Fideikommißſtiftungen im Sinne dieſes Geſetzes ſind alle von Todes⸗ 
wegen oder unter Lebenden getroffene Anordnungen anzuſehen, kraft deren gewiſſe 
Vermögensgegenſtände der Familie für immer oder für mehr als zwei Generationen 
erhalten bleiben ſollen. 


Su) 
Schenkungen unter Lebenden. 
Schenkungen unter Lebenden — insbeſondere auch die remuneratoriſchen 
und die mit einer Auflage belaſteten Schenkungen — unterliegen, wenn eine 


schriftliche Beurkundung derſelben ſtattfindet, einer Werthſtempelabgabe von dem 
Betrage der Schenkung. Als Beurkundung von Schenkungen im Sinne dieſer 
Beſtimmung ſind alle Schriftſtücke über ſolche Geſchäfte anzuſehen, bei welchen 
die Abſicht auf Bereicherung des einen Theils gerichtet war, auch wenn das Ge⸗ 
ſchäft in der Form eines läſtigen Vertrags abgeſchloſſen iſt. Bei Beurtheilung 
der Frage, ob die Abſicht der Bereicherung des einen Theils anzunehmen iſt, 
ſind auch ſolche Umſtände in Betracht zu ziehen, welche aus der Urkunde nicht 
erſichtlich ſind. 

Der erforderliche Werthſtempel beſtimmt ſich nach den Vorſchriften des 
anliegenden Tarifs und der $$. 6 bis 25, ſowie des F. 27 erſter Abſatz dieſes 
Geſetzes, indem an Stelle der Verhältniſſe des Erblaſſers und des Erwerbers des 


„) In den Hohenzollernſchen Landen und im Kreiſe Herzogthum Lauenburg kommt der 
§. 2 nicht zur Anwendung. 

) In den Hohenzollernſchen Landen und im Kreiſe Herzogthum Lauenburg kommt 
der dritte Abſatz des §. 4 nicht zur Anwendung. Für die genannten Gebietstheile treten an 
deſſen Stelle folgende Worte: : 

Der Finanzminiſter trifft nähere Beſtimmungen über die Art der Entrichtung 
dieſer Abgabe. Für dieſelbe haftet jeder Ausſteller, ſowie jeder ſpätere Inhaber 
oder Vorzeiger der Urkunde. 
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Anfalls die Verhältniſſe des Gebers, beziehungsweiſe des Beſchenkten berückſichtigt 
werden. 

Im Uebrigen finden auf dieſe Werthſtempelabgabe die Beſtimmungen wegen 
des Urkundenſtempels Anwendung. In denjenigen Fällen, in welchen die Ver— 
ſteuerung der Schenkung über die für die Verwendung des Urkundenſtempels ſonſt 
vorgeſchriebene Friſt hinaus ausgeſetzt bleibt ($$. 22 bis 25 und F. 27 erſter Abſatzm), 
muß die Urkunde vor Ablauf dieſer Friſt der von dem Finanzminiſter zu be— 
ſtimmenden Steuerbehörde vorgelegt werden, welche die erforderlichen Anord— 
nungen wegen ſpäterer Verwendung des Stempels zu treffen hat und welcher 
hierfür auf Verlangen Sicherheit zu beſtellen iſt. 


6.18. 
Erbſchaftsſteuerpflichtige Maſſe. 

Die Erbſchaftsſteuer wird von dem Betrage entrichtet, um welchen diejenigen, 
denen der Anfall zukommt, durch denſelben reicher werden. 

Es ſind daher der ſteuerpflichtigen Maſſe alle zu derſelben gehörige aus— 
ſtehende Forderungen, auch die, welche der Erwerber ſelbſt zur Maſſe ſchuldet, 
oder die ihm erſt mit dem Anfall erlaſſen werden, hinzuzurechnen. 

Dagegen kommen von der ſteuerpflichtigen Maſſe in Abzug alle Schulden 
und Laſten, welche mit und wegen derſelben übernommen werden. Hierzu werden 
bei Erbſchaften auch gerechnet die Koſten der letzten Krankheit und des Begräb— 
niſſes des Erblaſſers, die gerichtlichen und außergerichtlichen Koſten der Nachlaß 
regulirung und der im Intereſſe der Maſſe geführten Prozeſſe, nicht aber der 
Betrag der Erbſchaftsſteuer ſelbſt und nicht die Koſten der zwiſchen den Erb— 
intereſſenten in deren beſonderem Intereſſe geführten Prozeſſe. 


6. 6. 


Zuwendungen zur Vergeltung übernommener Leiſtungen. 


Inſoweit eine Zuwendung zur Vergeltung für Leiſtungen beſtimmt iſt, 
welche mit dem Anfall übernommen werden und welche im Geldwerth zu ver— 
anſchlagen ſind, kommt der Werth dieſer Leiſtungen von der Zuwendung in Abzug. 


$. 7. 


Stiftungen. 


Vermögen, welches zur Begründung einer angeordneten oder einem Erben, 
Vermächtnißnehmer u. ſ. w. aufgetragenen Stiftung — mit Ausſchluß der Fidei- 
kommiß- und der Familienſtiftungen ($. 2) — gewidmet iſt, wird hinſichtlich der 
Verſteuerung ebenſo behandelt, als ob daſſelbe der ſchon begründeten Stiftung 
angefallen wäre, vorbehaltlich der anderweiten Feſtſtellung und Nachforderung 
oder Erſtattung der Steuer, falls die Stiftung nicht, oder nicht in der ange— 
ordneten Weiſe zur Ausführung gelangt. Für die eintretendenfalls nachzuerhebenden 
Steuerbeträge kann Sicherheitsbeſtellung gefordert werden. 
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F. 8. 
Zuwendungen zu milden ꝛc. Zwecken. 


Sind ohne Begründung einer Stiftung Zuwendungen zu milden, gemein- 
nützigen oder öffentlichen Zwecken angeordnet oder einem Erben, Vermächtniß— 
nehmer ꝛc. Leiſtungen zu gleichen Zwecken aufgetragen, ſo werden dieſelben hin— 
ſichtlich der Verſteuerung ebenſo behandelt, als ob zu demſelben Zwecke eine 
Stiftung im Betrage der Zuwendung beziehungsweiſe Leiſtung angeordnet wäre. 

Die auf ſolche Zuwendungen entfallende Steuer iſt von den mit der Zu⸗ 
wendung Belaſteten zu entrichten und kann, wenn dieſerhalb keine andere An- 
ordnung getroffen iſt, auf die Zuwendung beziehungsweiſe Leiſtung ſelbſt ange: 
rechnet werden. 

§. 9. 
Unbewegliches Vermögen. 

Grundſtücke und Grundgerechtigkeiten, welche außerhalb Landes liegen, ge- 
hören nicht zur ſteuerpflichtigen Maffe. Von dem Anfall inländiſcher Grundſtücke 
oder Grundgerechtigkeiten oder deren Nutzungen iſt die Erbſchaftsſteuer zu erheben, 
ohne Unterſchied, ob der Erblaſſer Inländer oder Ausländer war und ob derſelbe 
ſeinen Wohnſitz im Inlande hatte oder nicht. 


$. 10. 
Bewegliches Vermögen. 


Anderes als das im $. 9 bezeichnete Vermögen iſt der Erbſchaftsſteuer 
unterworfen, wenn der Erblaſſer bei ſeinem Ableben ſeinen Wohnſitz in Preußen 
hatte oder die vorläufige Ausfolgung des Nachlaſſes ($. 1 Ziffer 4) von einem 
Preußiſchen Gericht verfügt iſt, das außerhalb Preußens belegene Vermögen 
indeſſen nur dann, wenn davon in dem auswärtigen Staate keine, oder eine 
geringere Abgabe, als nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu entrichten iſt. Im 
letzteren Fall wird die in dem auswärtigen Staate erweislich gezahlte Abgabe auf 
die dieſſeitige Steuer angerechnet. 


Frl. 

In Bezug auf den Nachlaß von Perſonen, welche in ſolchen Staaten 
ihren Wohnſitz gehabt haben oder Angehörige ſolcher Staaten geweſen ſind, in 
welchen die Erbſchaftsſteuer nach anderen, als den im $. 10 angegebenen Grund— 
ſätzen erhoben wird, kann der Finanzminiſter zum Zweck der Ausgleichung und 
thunlichſter Vermeidung von Doppelbeſteuerungen Abweichungen von der Vorſchrift 
des $. 10 in der Art anordnen, 

1) daß die Erhebung der Preußischen Erbſchaftsſteuer für das nicht in 
Grundſtücken oder Grundgerechtigkeiten beſtehende Vermögen, unab- 
hängig von dem Wohnſitz des Erblaſſers, zu erfolgen hat, ſofern der— 
ſelbe Preußiſcher Staatsangehöriger war; 
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2) daß die Erhebung der Preußiſchen Erbſchaftsſteuer für das nicht in 
Grundſtücken oder Grundgerechtigkeiten beſtehende Vermögen, unab— 
hängig von dem Wohnſitz und der Staatsangehörigkeit des Erblaſſers, 
zu erfolgen hat, falls das Vermögen in Preußen ſich befindet. 


F. 12. 
Beſondere Fälle der Verſteuerung. 


In denjenigen Fällen, in welchen bei Genehmigung von Schenkungen und 
letztwilligen Zuwendungen an Korporationen und andere juriſtiſche Perſonen dieſe 
die Verpflichtung übernehmen, einen Theil des Empfangenen oder des Werthes 
derſelben an Angehörige des Schenkgebers oder Erblaſſers herauszugeben, haben 
letztere das auf dieſe Weiſe ihnen Zufließende ſo zu verſteuern, als ob es ihnen 
von dem Schenkgeber oder Erblaſſer ſelbſt zugewandt worden wäre. 


$. 13. 
Vertheilung der Schulden und Laſten. 


Schulden und Laſten, welche nur auf einem nach $$. 9, 10 und 11 ſteuer⸗ 
freien oder ſteuerpflichtigen Theile der Maſſe haften, kommen bei Berechnung der 
Steuer nur bei demjenigen Theile in Abzug, auf welchem ſie haften. 

Schulden und Laſten, welche ſowohl auf dem ſteuerfreien, als auf dem 
ſteuerpflichtigen Theile der Maſſe haften, kommen von letzterem nur nach dem 
Verhältniß dieſes Theiles zur geſammten Maſſe in Abzug. 

Hypothekariſche Schulden, für welche der Eigenthümer zugleich perſönlich 
haftet, gelten als zunächſt das Grundſtück belaftend, und kommen nur rückſichtlich 
des durch das Grundſtück nicht gedeckten Betrages bei der übrigen Maſſe in An- 
rechnung. 

$. 14. 
Ermittelung des Werthes der Maſſe. 

Die Ermittelung des Betrages der Maſſe iſt, ohne Rückſicht auf die für 
andere Zwecke vorgeſchriebenen Abſchätzungsgrundſätze, auf den gemeinen Werth 
zur Zeit des Anfalles zu richten. : 

g. 18. 

Bei immerwährenden Nutzungen und Leiftungen wird das Zwanzigfache 
ihres einjährigen Betrages, bei Nutzungen und Leiſtungen von unbeſtimmter 
Dauer, ſofern nicht die Vorſchriften in den §§. 16 und 17 Anwendung finden, 
oder anderweite die längſte Dauer begrenzende Umſtände nachgewieſen werden, das 
Zwölfundeinhalbfache des einjährigen Betrages als Kapitalwerth angenommen. 


§. 16. 


Der Werth von Leibrenten, Nießbrauchsrechten auf Lebenszeit und anderen 
auf die Lebenszeit des Berechtigten, oder einer anderen Perſon beſchränkten 
Nutzungen oder Leiſtungen beſtimmt ſich nach dem zur Zeit des Anfalles er— 
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reichten Lebensalter der Perſon, bei deren Tode die Nutzung oder Leiſtung erliſcht, 
und wird bei einem Lebensalter derſelben 
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des Werthes der einjährigen Nutzung beziehungsweiſe Leiſtung angenommen. 

Iſt jedoch die Nutzung oder Leiſtung ſchon innerhalb eines Jahres nach 
dem Anfalle erloſchen, jo wird der Werth derſelben nur nach Maßgabe ihrer 
wirklichen Dauer beſtimmt und das Zuvielgezahlte erſtattet. 


§. 17. 

Iſt die Dauer der Nutzungen oder Leiſtungen von der Lebenszeit mehrerer 
Perſonen dergeſtalt abhängig, daß beim Tode der zuerſt verſterbenden die Nutzung 
oder Leiſtung erliſcht, ſo iſt für die nach F. 16 vorzunehmende Werthermittelung 
das Lebensalter der älteſten Perſon maßgebend. Wenn die Nutzung oder Leiſtung 
bis zum Tode der letztverſterbenden Perſon fortdauert, erfolgt die Berechnung nach 
dem Lebensalter der jüngſten Perſon. 


§. 18. 

Bei auf beſtimmte Zeit eingeſchränkten Nutzungen oder Leiſtungen iſt der 
Kapitalwerth der geſammten Nutzungen beziehungsweiſe Leiſtungen für den Zeit⸗ 
punkt des Anfalls unter Zugrundelegung eines vierprozentigen Zinsfußes nach der 
beigefügten Hülfstabelle zu ermitteln. Iſt jedoch die Dauer der Nutzung oder 
Leiſtung noch außerdem durch die Lebenszeit einer oder mehrerer Perſonen be⸗ 25 
dingt, ſo darf der nach §§. 16 und 17 zu berechnende Kapitalwerth nicht über⸗ 
ſchritten werden. N 5 

§. 19. 

Der einjährige Betrag der Nutzung eines Geldkapitals iſt, wenn er nicht 

anderweitig feſtſteht, zu vier vom Hundert anzunehmen. 


$. 20. 

Den Werth aller anderen Gegenſtände anzugeben, liegt den Steuerpflich⸗ 
tigen beziehungsweiſe den im F. 37 bezeichneten Verpflichteten ob. Wer der Ver⸗ 
pflichtung zur Angabe des Werthes auf ergangene Aufforderung der Steuer⸗ 
behörde nicht genügt, hat die durch amtliche Ermittelung deſſelben entſtehenden 
und mit der Steuer einzuziehenden Koſten zu tragen. 
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Trägt die Steuerbehörde Bedenken, die Werthangabe (F. 20) als richtig 
anzunehmen, und findet eine Einigung hierüber mit den Steuerpflichtigen nicht 
ſtatt, ſo iſt die Steuerbehörde befugt, ſelbſtändig den Werth zu ermitteln und 
danach die Steuer zu erheben. Die Koſten der Werthsermittelung fallen dem 
Steuerpflichtigen zur Laſt, wenn der ermittelte Werth den von dem Steuerpflich— 
tigen angegebenen Werth um mehr als 10 Prozent überſteigt. Die etwa ge— 
zahlten Koſten werden erſtattet, wenn im Verwaltungswege oder im Rechtswege 
(§. 42) die Ermäßigung des Werthes auf einen nicht zum Koſtenerſatz verpflich— 
tenden Betrag erfolgt. 

$. 22. 
Bedingter Erwerb. 


Vermögen, deſſen Erwerb von dem Eintritt einer aufſchiebenden Bedingung 
abhängt, unterliegt der Beſteuerung erſt bei dem Eintritt der Bedingung. Die 
Steuerbehörde kann jedoch Sicherſtellung der alsdann zu entrichtenden Steuer 
fordern. Unter einer auflöſenden Bedingung erworbenes Vermögen — mit Aus— 
nahme der Nutzungen von unbeſtimmter Dauer, welche lediglich nach den Be— 
ſtimmungen in den $$. 15 bis 17 zu behandeln find — iſt wie unbedingt er— 
worbenes zu verſteuern. Beim Eintritt der Bedingung wird aber die gezahlte 
Steuer bis auf den der wirklichen Bereicherung entſprechenden Betrag erſtattet. 


F. 23. 
Bedingte Belaſtung. 


Den Werth der ſteuerpflichtigen Maſſe vermindernde Laſten und Leiſtungen 
werden, ſoweit ſie vom Eintritt einer aufſchiebenden Bedingung abhängen, nicht 
berückſichtigt. Beim Eintritt der Bedingung iſt das Zuvielgezahlte von der Steuer: 
behörde zu erſtatten. 

Laſten, deren Fortdauer von einer auflöſenden Bedingung abhängt — mit 
Ausnahme der Leiſtungen von unbeſtimmter Dauer, deren abzuziehender Werth 
nach den Beſtimmungen in den $$. 15 bis 18 fich berechnet — werden wie un— 
bedingte in Abzug gebracht. Beim Eintritt der Bedingung iſt derjenige Steuer— 
betrag nachzuerheben, welcher mehr zu entrichten geweſen ſein würde, wenn der 
Zeitpunkt des Eintritts der Bedingung bei Berechnung der Steuer bekannt ge— 
weſen wäre. Die Steuerbehörde kann Sicherſtellung dieſes Anſpruchs fordern. 


6. 24. 


Die in den $$. 22 und 23 enthaltenen Beſtimmungen find gleichmäßig 
auch auf die von einem Exeigniß, welches nur hinſichtlich des Zeitpunktes feines 
Waden ungewiß iſt, abhängigen Erwerbungen, Laſten und Leiſtungen anzu— 
wenden. 
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$. 25. 
Unſichere Forderungen. 


Unſichere Forderungen und andere zur ſofortigen Werthermittelung nicht 
geeignete Gegenſtände kommen mit einem muthmaßlichen Werthe in Rechnung, 
den der Steuerpflichtige in Vorſchlag bringt. Findet keine Einigung ſtatt, jo 
kann die Steuerbehörde von dem angegebenen Werth die Steuer einziehen und 
die Berichtigung des Werthanſatzes, ſowie die entſprechende Nachforderung oder 
Erſtattung der Steuer bis zum Ausgange derjenigen Verhandlungen vorbehalten, 
= welchen die Bezahlung der Forderung beziehungsweiſe die Werthsermittelung 
abhängt. 

Sind bei Berechnung der Steuer ungewiſſe oder noch unbekannte Anſprüche 
an die Maſſe außer Berückſichtigung geblieben, ſo wird, wenn dieſelben ſpäter 
zur Verwirklichung gelangen, das Zuvielgezahlte von der Steuerbehörde zurück— 
erſtattet. 

$. 26. 
Betrag der Lehns⸗ und Fideikommißanfälle. 


Lehns- und Fideikommißanfälle, fie mögen in Gütern oder Kapitalien be— 
ſtehen, ſowie Anfälle aus Familienſtiftungen werden nach Maßgabe des Werths 
der einjährigen Nutzung und des Lebensalters des Erwerbenden nach Vorſchrift 
des F. 16 verſteuert. 

§. 27. 
Erwerb der Subſtanz ohne die Nutzung. 


Iſt einem Erben, Vermächtnißnehmer u. ſ. w. Vermögen angefallen, deſſen 
Nutzung einem Dritten zuſteht, ſo wird daſſelbe um den nach Vorſchrift der 
$$. 15 ff. berechneten Werth der Nutzung geringer angeſchlagen, wenn der Er⸗ 
werber der Subſtanz die Verſteuerung bei dem Anfall bewirkt. Wird die 
Ausſetzung der Verſteuerung der Subſtanz bis zur Vereinigung der Nutzung 
mit der Subſtanz beantragt, ſo findet der vorſtehend angeordnete Abzug 
nicht ſtatt. Vielmehr erfolgt alsdann die Beſteuerung nach Maßgabe der bei 
Beendigung der Nutznießung des Dritten obwaltenden Verhältniſſe, und wenn 
inzwiſchen eine weitere Vererbung der Subſtanz eingetreten fein ſollte, ohne Ent⸗ 
richtung einer Steuer für die dazwiſchen liegenden Anfälle dergeſtalt, als ob der 
in die Nutzung eintretende Erwerber der Subſtanz das Eigenthum unmittelbar 
von dem urſprünglichen Erblaſſer erworben hätte. Bei Ausſetzung der Verſteuerung 
iſt die Steuer auf Verlangen der Steuerbehörde aus der Maſſe auf Koſten des 
Erwerbers der Subſtanz ſicherzuſtellen. 

Bei fideikommiſſariſchen Subſtitutionen wird der Fiduziar als Nießbraucher 
und der Fideikommiſſar als Subſtanzerbe des herauszugebenden Vermögens be— 
handelt. Iſt jedoch das Fideikommiß auf dasjenige beſchränkt, was beim Tode 
des Fiduziars noch vorhanden ſein werde (quidquid supererit), jo haben ſowohl 
der Fiduziar von dem vollen Betrage des Anfalles, als der Fideikommiſſar von 
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dem vollen Betrage des an ihn herausgegebenen Vermögens, nach ihrem Ver— 
wandtſchaftsverhältniß zum Erblaſſer die Erbſchaftsſteuer zu entrichten. 


§. 28. 
Berechnung der Steuer. 


Die Erbſchaftsſteuer wird nach dem ganzen Antheile jedes einzelnen Er— 
werbers eines Anfalles für dieſen beſonders berechnet. Haben Ehegatten in einer 
gemeinſchaftlichen letztwilligen Verfügung Verwandte des einen oder beider Ehe— 
gatten zu Erben eingeſetzt oder mit Zuwendungen bedacht, und bleibt zweifelhaft, 
von welchem der beiden Ehegatten der Anfall erfolgt iſt, ſo wird angenommen, 
daß der Anfall von dem dem Steuerpflichtigen am nächſten verwandten Ehegatten 
erfolgt ſei, ſoweit der Nachlaß des letzteren reicht. Kann der Betrag des Nach— 
laſſes des zuerſt verſtorbenen Ehegatten nicht ermittelt werden, ſo iſt derſelbe be— 
hufs Berechnung der Steuer auf die Hälfte des beim Tode des letztlebenden 
Gatten vorhandenen Vermögens anzunehmen. Bleibt jedoch nur in Betreff ein— 
zelner Vermögensgegenſtände zweifelhaft, zu welchem Nachlaß ſie gehören, ſo wird 
angenommen, daß dieſelben zum Nachlaß jedes Ehegatten zur Hälfte gehören. 


$. 29. 
Haftung für die Steuer. 

Die Erbſchaftsſteuer trifft den Erwerber des ſteuerpflichtigen Anfalles. Für 
dieſelbe haftet die ganze ſteuerpflichtige Maſſe (§. 5), aus welcher auch auf Er— 
fordern für die Verſteuerung bedingter Anfälle Sicherheit beſtellt werden muß 
($$. 22 und 23). 

Erben und Miterben ſind bis auf Höhe des aus der Erbſchaft Empfangenen 
für die von allen den Nachlaß betreffenden Anfällen zu entrichtende Erbſchafts— 
ſteuer ſolidariſch verpflichtet. 

Hinſichtlich der in dieſem Geſetze den Erben und Miterben aufgelegten Ver— 
pflichtungen werden Erwerber eines Univerſalvermächtniſſes oder eines Vermächt⸗ 
niſſes unter einem Univerſaltitel den Erben und Miterben gleichgeachtet. 


§. 30. 

Geſetzliche Vertreter und Bevollmächtigte der Erbintereſſenten, Teſtaments— 
exekutoren und Nachlaßverwalter, ſowie die Verwalter von Familienſtiftungen, 
dürfen die Erbſchaft, einzelne Erbtheile, Vermächtniſſe oder Schenkungen, be— 
ziehungsweiſe die Hebungen aus der Familienſtiftung, nur nach Berichtigung 
oder Sicherſtellung der darauf treffenden Erbſchaftsſteuer ausantworten und bleiben 
im entgegengeſetzten Falle für die Steuer verhaftet. 


§. 31. 
Verwaltung der Steuer. 


Die Verwaltung des Erbſchaftsſteuerweſens wird unter Leitung des Finanz— 
miniſters von den Provinzialſteuerbehörden durch die Erbſchaftsſteuerämter geführt, 
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welchen innerhalb der ihnen von dem Finanzminiſter anzuweiſenden Geſchäfts— 
bezirke die Feſtſtellung und Einziehung der zu erhebenden Erbſchaftsſteuerbeträge 
und die Aufſicht über die Beobachtung der Vorſchriften dieſes Geſetzes obliegt. 
Dieſelben erhalten nach Vorſchrift der betreffenden Miniſterien von denjenigen, 
welchen die Führung der Todtenliſten obliegt, periodiſche Auszüge aus letzteren 
nach Maßgabe der für dieſen Zweck anzuordnenden Formulare, ingleichen von 
den Gerichten beglaubigte Abſchriften der eröffneten letztwilligen Verfügungen und 
der Todeserkläxungen. Nn ee FRE er 
48.32. 
Anmeldung des Anfalles. 

Jeder, dem ein Anfall der im F. 1 bezeichneten Art zukommt, iſt ver⸗ 
pflichtet, denſelben binnen drei Mongten, nachdem er davon Kenntniß erlangt 
hat, dem zuſtändigen Erbſchaftsſteueramte ſchriftlich anzumelden, ohne Unterſchied, 
ob die Erwerbung des Anfalles bereits ſtattgefunden hat oder nicht. Iſt der 
Verpflichtete in außereuropäiſchen Ländern oder Gewäſſern abweſend, jo werden 
die vorſtehende und die im F. 35 beſtimmte zweimonatliche Friſt auf ſechs Monate 
verlängert. f 11 f i i 

Es wird vermuthet, daß ſpäteſtens am dreißigſten Tage nach dem Eintritt 
des Anfalles der zur Anmeldung Verpflichtete, wenn er in Europa ſich aufhält, 
Kenntniß von dem Anfall erlangt hat, vorbehaltlich des der Steuerbehörde ob— 
liegenden Beweiſes eines früheren und des dem Steuerpflichtigen obliegenden 
Beweiſes eines ſpäteren Zeitpunktes. x 


Bu San 1 
Theilnehmer an einer Erbſchaft, ſowie die zu Hebungen aus einer Familien⸗ 
ſtiftung Berufenen werden von der Anmeldungspflicht (F. 32) befreit, wenn die 
ihnen zukommenden Anfälle von einer der im $. 30 bezeichneten Perſonen oder 
einem Mitberechtigten rechtzeitig angemeldet werden. = 


Der Empfang der Anmeldung ift von dem Erbſchaftsſteueramt auf Ver⸗ 
langen auf einem vorzulegenden Duplikate koſten⸗ und ſtempelfrei zu beſcheinigen. 


§. 35. 
Verzeichniß und Deklaration. 

Innerhalb einer ferneren zweimonatlichen Friſt nach Ablauf der Anmeldungs— 
friſt (F 32) muß dem zuſtändigen Erbſchaftsſteueramte ein vollſtändiges und 
richtiges, zugleich die erforderlichen Werthangaben enthaltendes Verzeichniß (In⸗ 
ventarium) über die geſammte ſteuerpflichtige Maſſe und alle derſelben zuzurechnende 
oder davon in Abzug zu bringende Gegenſtände vorgelegt werden. Hiermit iſt 
eine ſchriftliche Deklaration der die Feſtſetzung der Erbſchaftsſteuer bedingenden 
Verhältniſſe zu verbinden und einzureichen. eee ee 
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Eine Verlängerung der Friſt iſt auf Antrag zu bewilligen, ſofern be 
ſondere Gründe es erforderlich machen, und muß insbeſondere gewährt werden, 
wenn der Berufene den Anfall noch nicht erworben hat und dies anzeigt. 

Hinſichtlich der Einrichtung des Verzeichniſſes und der Deklaration ſind 
die nach Bedürfniß von dem Finanzminiſter zu erlaſſenden näheren Vorſchriften 
zu beobachten. 

$. 36. 

Bei Erbſchaften, an denen kein ſteuerpflichtiger Erbe Theil nimmt, ſondern 
bei denen nur ſteuerpflichtige Vermächtniſſe, Schenkungen u. ſ. w. vorkommen, 
kann das Verzeichniß und die Deklaration ($. 35) auf die, ſteuerpflichtige Anfälle 
betreffenden, Gegenſtände und Verhältniſſe beſchränkt werden. 


§. 37. 

Die Verpflichtung zur Vorlegung des Verzeichniſſes und der Deklaration 

liegt ob: 

1) bei Erbſchaften in Bezug auf alle den Nachlaß betreffenden fteuer- 
pflichtigen Anfälle, — wenn ein Teſtamentsvollzieher oder Nachlaß 
verwalter vorhanden iſt, dieſem, ſonſt den Erben, ohne Unterſchied, ob 
ſie ſelbſt von den ihnen zukommenden Anfällen Erbſchaftsſteuer zu ent⸗ 
richten haben oder nicht. Andere Theilnehmer (Vermächtnißnehmer u. ſ. w.) 
ſind in Betreff des ihnen zukommenden Anfalles zur Vorlegung des 
Verzeichniſſes und der Deklaration nur auf Aufforderung des Erb— 
ſchaftsſteueramts innerhalb der ihnen bekannt zu machenden Friſt ver- 
pflichtet 

2) bei den im $. 1 unter 2 und 3 bezeichneten Anfällen — jedem Steuer⸗ 
pflichtigen hinſichtlich des ihm zukommenden Anfalles. 


Für Bevormundete, unter Kuratel oder väterlicher Gewalt ſtehende oder 
juriſtiſche Perſonen und für Konkursmaſſen iſt die vorerwähnte Verpflichtung und 
die Verpflichtung zur Anmeldung ($$. 32 ff.) von deren geſetzlichen Vertretern zu 
erfüllen. 


$. 38. 


Fernere Ermittelungen. 


Das Erbſchaftsſteueramt hat die Richtigkeit und Vollſtändigkeit der vor— 
gelegten Verzeichniſſe und Deklarationen zu prüfen und die Verpflichteten ($. 37) 
zur Erledigung der ihnen bekannt gemachten Erinnerungen innerhalb der zu be— 
ſtimmenden Friſt anzuhalten. Jeder, dem ein der Erbſchaftsſteuer unterworfener 
Anfall ($. 1) zukommt, iſt zur Ertheilung der von dem Erbſchaftsſteueramt er— 
forderten Auskunft über die auf den Anfall bezüglichen thatſächlichen Verhältniſſe, 
ſoweit ſie auf die Feſtſetzung der Steuer für den an ihn ſelbſt oder an andere 
Theilnehmer an der Erbſchaft u. ſ. w. gelangenden Anfall von Einfluß ſein 
können, verpflichtet. 


> We 


Auf Verlangen müſſen dem Erbſchaftsſteueramte die den Anfall betreffenden 
Urkunden zur Einſicht vorgelegt werden, insbeſondere letztwillige Verfügungen, 
Erwerbsdokumente und die Beweismittel über die von der Maſſe abzuziehenden 
Schulden und andere Anſprüche, auf Grund deren Abzüge von der Maſſe ge 
macht, oder Theile derſelben ausgeſchieden werden ſollen. 

Wird in den vorgedachten Fällen den Aufforderungen des Erbſchaftsſteuer⸗ 
amts nicht genügt, ſo kann daſſelbe die Säumigen durch Feſtſetzung und Ein⸗ 
ziehung von Ordnungsſtrafen bis zu dem Betrage von ſechszig Mark zur Befolgung 
ſeiner Anordnungen anhalten, auch das zur Erledigung derſelben Nöthige auf 
Koſten der Säumigen beſchaffen. 


§. 39. 
Eidesſtattliche Verſicherungen. 

Das Erbſchaftsſteueramt iſt berechtigt, denjenigen, welchen ein nach F. 1 
der Erbſchaftsſteuer unterworfener Anfall zukommt, eine Verſicherung an Eidesſtatt 
über die Richtigkeit und Vollſtändigkeit des vorgelegten Verzeichniſſes und der 
Deklaration oder einzelner Theile derſelben ($$. 35 und 36), und der erforderten 
ferneren Angaben ($. 37), abzunehmen. Die eidesſtattliche Verſicherung iſt nach 
näherer Beſtimmung des Erbſchaftsſteueramts vor ihm ſelbſt oder der deshalb 
requirirten Behörde ſchriftlich oder mündlich abzugeben. 


$. 40. 
Averſionalverſteuerung. 


Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, ausnahmsweiſe von der Vorlegung des 
Verzeichniſſes ($. 35) auf Antrag der Steuerpflhtigen ganz oder zum Theil ab- 
zuſehen und ein Averſionalquantum für die Erbſchaftsſteuer anzunehmen; auch die 
Averſionalverſteuerung folcher Anfälle, deren Verſteuerung fonft noch ausgeſetzt 
bleiben müßte, zu geſtatten. 

Wenn ein überlebender Ehegatte mit mehreren Kindern die eheliche Güter⸗ 
gemeinſchaft fortſetzt, fo wird die Verſteuerung des beim Tode eines Kindes an 
deſſen Geſchwiſter oder deren Deſzendenten gelangenden Anfalles bis zur Auflöſung 
der Gütergemeinſchaft ausgeſetzt und erfolgt nach Maßgabe des alsdann vor⸗ 
handenen Vermögens. 


$. 41. 
Feſtſtellung der Steuer. 


Iſt die Erbſchaftsſteuer berechnet, fo ertheilt das Erbſchaftsſteueramt eine 
koſten⸗ und ſtempelfreie Beſcheinigung, welche den Betrag der ſteuerpflichtigen 
Maſſe, die einzelnen Anfälle, das Verwandtſchaftsverhältniß, die Beträge der von 
den einzelnen Steuerpflichtigen zu entrichtenden Steuer angiebt und zugleich die 
Anweiſung zur Entrichtung der Steuer enthält. Die Verzögerung der Auseinander⸗ 
ſetzung der Erben darf die Entrichtung der Steuer nicht aufhalten, ſoweit der 
Nachlaß zu deren Zahlung liquid iſt. 
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$. 42. 
Zuläſſigkeit des Rechtsweges. 


Die Beſtimmungen in den §F. 11 und 12 des Geſetzes, betreffend die 
Erweiterung des Rechtswegs, vom 24. Mai 1861 (Geſetz-Samml. S. 241) 
finden auch auf die nach Vorſchrift dieſes Geſetzes zu entrichtende Erbſchaftsſteuer 
Anwendung. Eines Vorbehaltes bei Zahlung der Erbſchaftsſteuer (§. 12 des 
Geſetzes vom 24. Mai 1861) bedarf es nicht. 

Inſoweit die gänzliche oder theilweiſe Erſtattung der erlegten Steuer wegen 
eines nach deren Feſtſetzung eingetretenen Ereigniſſes verlangt werden kann, iſt die 
Klage bei Verluſt des Klagerechts binnen Jahresfriſt nach dem Eintritt des Ereig— 
niſſes anzubringen. 


H. 43. 2 
ss Strafbeſtimmungen. 

Wer die geſetzliche Verpflichtung zur Anmeldung eines ſteuerpflichtigen An— 
falles, oder zur Vorlegung des Verzeichniſſes und der Deklaration (F. 35) inner⸗ 
halb der vorgeſchriebenen, beziehungsweiſe auf Antrag verlängerten Friſt nicht 
erfüllt, hat die durch die amtlichen Ermittelungen entſtehenden Koſten zu tragen, 
die in Folge ſeiner Säumigkeit etwa ausfallenden Steuerbeträge zu erſetzen und 
verfällt außerdem in eine dem doppelten Betrage der Erbſchaftsſteuer von dem 
betreffenden Anfalle gleiche Geldſtrafe, wenn aber der Betrag der Erbſchaftsſteuer 
nicht ermittelt werden kann, in eine Geldſtrafe bis zu dreitauſend Mark. 

Iſt jedoch nach den obwaltenden Umſtänden anzunehmen, oder kann der 
Angeſchuldigte nachweiſen, daß die rechtzeitige Erfüllung der Verpflichtung nicht 
in der Abſicht, die Erbſchaftsſteuer zu hinterziehen, unterlaſſen ſei, fo tritt ftatt 
der We Geldſtrafe nur eine Ordnungsſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark. 

ieſe Ordnungsſtrafe kann ohne vorgängige Einleitung eines Strafverfahrens 
von dem zuſtändigen Erbſchaftsſteueramte bis auf Höhe von ſechszig Mark durch 
beſonderen, die Entſcheidungsgründe enthaltenden Beſcheid feſtgeſetzt werden, gegen 
welchen dem Angeſchuldigten der Rekurs oder die Berufung auf den Rechtsweg 
wie gegen ein Strafreſolut der Steuerbehörden ($. 48) zuſtehen. Die Einziehung 
der Steuer erfolgt unabhängig von der Beſtrafung. 


$. 44. 

Die Beſtimmungen des F. 43 finden gleichmäßig Anwendung auf den⸗ 
jenigen, welcher wiſſentlich zu einem ſteuerpflichtigen Anfalle gehörige Gegen— 
ſtände, zu deren Angabe er verpflichtet iſt, verſchweigt, oder über die Thatſachen, 
welche die Steuerpflichtigkeit, die Höhe des Steuerſatzes oder des Steuerbetrages 
beſtimmen, wiſſentlich unrichtige Angaben macht. f 

Eine Beſtrafung findet jedoch nicht ſtatt, wenn der Pflichtige auf erforderte 
eidesſtattliche Verſicherung ſeine Angaben berichtigt. Auch fällt die hier vor- 
geſchriebene Beſtrafung hinweg, wenn die Täuſchung mittelſt Urkundenfälſchung 
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oder eidesſtattlicher Verſicherung unternommen iſt und wegen dieſer Vergehen 
Beſtrafung eintritt. 11 
§. 45. 

Wer der Verpflichtung zur Abgabe der eidesſtattlichen Verſicherung auf 
wiederholte Aufforderung (§. 39) innerhalb der zu beſtimmenden Friſt nicht genügt, 


wird mit einer Geldſtrafe von fünfundſiebenzig bis dreitauſend Mark beſtraft. 


§. 46.) 

Wer es unterläßt, Schenkungsurkunden, deren Verſteuerung über die für 
die Verwendung des Urkundenſtempels ſonſt vorgeſchriebene Friſt hinaus ausgeſetzt 
bleiben ſoll (§. 4 dritter Abſatz), vor Ablauf dieſer Friſt der Steuerbehörde vor- 
zulegen oder die von der Steuerbehörde getroffenen Anordnungen wegen nach 
träglicher Verſteuerung der vorgelegten Urkunden unbefolgt läßt, verfällt in die 
Strafe des Vierfachen des ſpäter zu verwendenden Stempels, oder, falls dieſer 
noch nicht feſtſteht, in eine Geldſtrafe bis zu dreitauſend Mark. An die 
Stelle dieſer Strafe tritt eine Ordnungsſtrafe bis zu einhundertundfünfzig Mark, 
wenn aus den Umſtänden hervorgeht, daß eine Hinterziehung der Abgabe nicht 
erfolgen konnte oder nicht beabſichtigt war. 


$. 47. 

Die Umwandlung der in den $$. 43, 44, 45 und 46 beſtimmten Geld- 
ſtrafen, zu deren Zahlung der Verurtheilte unvermögend iſt, in eine Freiheits- 
ſtrafe findet nicht ſtatt. Auch darf zur Beitreibung von Geldſtrafen ohne Zu- 
ſtimmung des Verurtheilten, inſofern dieſer ein Inländer iſt, kein Grundſtück 
ſubhaſtirt werden. 0 

8. 48. 

In Betreff des adminiſtrativen und gerichtlichen Strafverfahrens kommen 

— vorbehaltlich der Beſtimmung im dritten Abſatze des §. 43 — dieſelben Vor⸗ 


) In den Hohenzollernſchen Landen und im Kreiſe Herzogthum Lauenburg kommt der 
§. 46 nicht zur Anwendung. 
Für die genannten Gebietstheile treten an deſſen Stelle folgende Worte: 

Jeder Ausiteller einer ſteuerpflichtigen Schenkungsurkunde, welcher die von 
dem Finanzminiſter in Bezug auf die Entrichtung der Steuer erlaſſenen und 
gehörig bekannt gemachten Beſtimmungen oder die von der zuſtändigen Steuer- 
behörde in dieſer Hinſicht getroffenen und ihm beſonders mitgetheilten Anord- 
nungen unbefolgt läßt, verfällt wegen Hinterziehung der Abgabe in die Strafe 
des Vierfachen derſelben, oder, falls ihr Betrag noch nicht feſtſteht, in eine Geld⸗ 
ſtrafe bis zu dreitauſend Mark. An die Stelle dieſer Strafe tritt eine Ordnungs- 
ſtrafe bis zu einhundertundfünfzig Mark, wenn aus den Umſtänden hervorgeht, 
daß eine Hinterziehung der Abgabe nicht erfolgen konnte oder nicht beabſichtigt war. 

Die Strafe kann gegen jeden Inhaber der Urkunde verfolgt werden, auf 
welcher ſich kein Vermerk über die Entrichtung der Steuer findet, vorbehaltlich 
feines Rückgriffs gegen den Ausſteller. Kann er indeß nachweiſen, daß er erſt 
nach dem Tode des Ausſtellers in den Beſitz der Urkunde gelangt iſt, ſo kann 
die Strafe von ihm nicht eingezogen werden. 
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ſchriften zur Anwendung, nach welchen ſich das Verfahren wegen Zollvergehen 
beſtimmt. 

$. 49. 

Koſten. 


Die Verhandlungen in Erbſchaftsſteuerangelegenheiten — mit Ausnahme 
derjenigen in Strafprozeſſen, hinſichtlich deren es bei den beſtehenden Vorſchriften 
bewendet — ſind koſten- und ſtempelfrei. 

Die Steuerpflichtigen und die in den $$. 37 und 38 bezeichneten ſonſtigen 
Verpflichteten find zur Tragung des durch die Verhandlungen mit ihnen ew 
wachſenden Porto verbunden. 


F. 50. 
Verjährung. 


Die Erbſchaftsſteuer — mit Ausnahme der bereits zur Hebung geſtellten 
Steuerbeträge — verjährt in zehn Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in 
welchem der ſteuerpflichtige Anfall erworben, oder, wenn ſchon amtliche, auf die 
Ermittelung der Steuer gerichtete Handlungen vorgenommen ſind, nach Ablauf 
des Kalenderjahres, in welchem die letzte derartige Handlung vorgenommen iſt. 

Zur Hebung geſtellte Steuerbeträge verjähren in vier Jahren nach Ablauf 
desjenigen Kalenderjahres, in welches der letzte Tag der Zahlungs- oder Stun- 
dungsfriſt fällt, beziehungsweiſe in welchem die letzte auf die Beitreibung des 
Rückſtandes gerichtete amtliche Handlung vorgenommen iſt. 

Die Verjährung ſichergeſtellter Steuerforderungen kann nicht vor Ablauf 
desjenigen Jahres, in welchem die Sicherheit erloſchen iſt, beginnen. 

Die Strafverfolgung von Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſes 
Geſetzes verjährt in drei Jahren, die Vollſtreckung der rechtskräftig dieſerhalb er— 
kannten Strafen verjährt in fünf Jahren. 


er Me 


Tarif, 
nach welchem die Erbſchaftsſteuer zu erheben iſt. 


Allgemeine Vorſchriften. 


1) Die Steuer beträgt mindeſtens fünfzig Pfennig und ſteigt von fünfzig Pfennig 
zu fünfzig Pfennig. 

2) Bei Beſtimmung des Steuerſatzes kann nicht auf ein Verhältniß zurüd- 
gegangen werden, welches durch richterliches Erkenntniß oder Vertrag ſchon 
vor dem Eintritt des Anfalles zu beſtehen aufgehört hat, namentlich werden 
Anfälle, die nach erfolgter Trennung einer Ehe oder nach aufgehobener 
Einkindſchaft eintreten, lediglich nach demjenigen Steuerſatze verſteuert, welcher 
ohne Rückſicht auf das aufgehobene Verhältniß anwendbar iſt. 


3) Der Steuerſatz von Lehns⸗ und Fideikommißanfällen, ingleichen von 
Hebungen aus Familienſtiftungen (§. 1 Nr. 2 und 3 des Geſetzes) wird nach 
dem Verwandtſchaftsverhältniß zwiſchen dem letzten Inhaber des Lehns oder 
Fideikommiſſes, beziehungsweiſe der Hebungen aus der Familienſtiftung und 
dem Steuerpflichtigen beſtimmt. 

4) Zu den Deſzendenten einer Frau werden auch uneheliche Kinder derſelben 
und deren Deſzendenten gerechnet. f 


5) Vor der Ehe geborene uneheliche Kinder einer Frau werden — außer im 
Falle der Legitimation durch nachfolgende Ehe — zu den Stiefkindern des 
Ehemannes derſelben gerechnet. 


6) Den legitimirten Kindern eines Mannes werden diejenigen außer der Ehe 
erzeugten Kinder gleichgeachtet, welche erweislich gegen denſelben die Rechte 
ehelicher Kinder in anderer Art als durch nachfolgende Ehe erworben haben. 

7) Eheliche und uneheliche Kinder derſelben Mutter, ingleichen eheliche und 
legitimirte Kinder deſſelben Vaters werden als halbbürtige Geſchwiſter an⸗ 
geſehen. 

Der Anfall wird verſteuert: 


A. mit Einem vom Hundert des Betrages, wenn er gelangt an Perſonen, 
welche dem Hausſtande des Erblaſſers angehört und in demſelben in 
einem Dienſtverhältniß geſtanden haben, ſofern der Anfall in Penſionen, 
Renten oder anderen auf die Lebenszeit der Bedachten beſchränkten 
Nutzungen beſteht, die ihnen mit Rückſicht auf dem Erblaſſer geleitete 
Dienſte zugewendet werden; 
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B. mit Zwei vom Hundert des Betrages, wenn er gelangt an: 
a) adoptirte oder in Folge, der Einkindſchaft zur Erbſchaft berufene 
Kinder und deren Deſzendenten, 
b) voll» oder halbbürtige Geſchwiſter und deren Deſzendenten; 


C. mit Vier vom Hundert des Betrages, wenn er gelangt an: 
a) vorſtehend nicht benannte Verwandte bis einſchließlich zum ſechsten 
Grade der Verwandtſchaft, 
b) Stiefkinder und deren Deſzendenten und Stiefeltern, 1 
e) Schwiegerkinder und Schwiegereltern, 
d) natürliche, aber von dem Erzeuger erweislich anerkannte Kinder, 
e) außerdem ſind mit Vier vom Hundert des Betrages zu verſteuern 
alle Anfälle und Zuwendungen, welche ausſchließlich zu wohl⸗ 
thätigen, gemeinnützigen oder Unterrichtszwecken beſtimmt ſind, 
inſofern ſolche nicht einzelne Familien oder beſtimmte Perſonen 
betreffen und die wirkliche Verwendung zu dem beſtimmten 
| Zwecke geſichert ift; 
D. mit Acht vom Hundert des Betrages: 
in allen anderen Fällen. 


n 


cen Befreiungen. 


Von Ber Etbſchaftsſener befreit iſt: f f 

1) jeder Anfall, welcher den Hic von einhundertfünfzig Mark nicht 
erreicht, mit Ausnahme des Falles, daß lediglich in Folge des Abzuges 
des Werthes der einem Dritten zuſtehenden Nutzung (F. 27 des Geſetzes) 
der Werth der Subſtanz ſich unter den Betrag von einhundertfünfzig 
Mark vermindert; 


2) jeder Anfall, welcher gelangt, an: 


a) Aſzendenten, 

b) Deſzendenten, ſofern dieſelben aus gültigen Ehen abſtammen oder 
legitimirt ſind. Auch uneheliche Kinder haben von dem Nachlaſſe 
ihrer Mutter oder deren 15 e keine 5 zu 
entrichten, N 

c) Ehegatten, 

d) Perſonen welche dem Hausſtande des Erblaſſers angehört und 
in demſelben in einem Dienſtverhältniß geſtanden haben, ſofern 
der Anfall den Betrag von neunhundert Mark nicht überſteigt. Bei 
einem höheren Betrage iſt die von dem ganzen Betrage zu be— 


— 


rechnende Steuer nur ſoweit zu entrichten, als dieſelbe aus dem 
die Summe von neunhundert Mark überſteigenden Betrage ent— 
nommen werden kann, 

e) den Fiskus und alle öffentlichen Anſtalten und Kaſſen, welche 
für Rechnung des Staates verwaltet werden oder dieſen gleich— 
geſtellt ſind, 

f) Orts- oder Landarmenverbände zur Verwendung für Hülfs⸗ 
bedürftige, 

g) öffentliche Armen-, Kranken-, Arbeits-, Straf- und Beſſerungs⸗ 
anſtalten; ferner Waiſenhäuſer, vom Staate genehmigte Hoſpitäler 
und andere Verſorgungsanſtalten oder andere milde Stiftungen, 
welche vom Staate als ſolche ausdrücklich oder durch Verleihung 
der Rechte juriſtiſcher Perſonen anerkannt ſind, 

h) öffentliche Schulen und Univerſitäten, öffentliche Sammlungen 
für Kunſt oder Wiſſenſchaft, 

i) Deutſche Kirchen und andere Deutſche Religionsgeſellſchaften, denen 
die Rechte juriſtiſcher Perſonen zuſtehen. 

k) Inſoweit noch außerdem nach den beſtehenden Beſtimmungen 
ſubjektive Befreiungen vom Erbſchaftsſtempel, beziehungsweiſe von 
der Erbſchaftsabgabe beſtehen, welche nach den Landesgeſetzen nur 
gegen Entſchädigung aufgehoben werden können, oder auf be⸗ 
ſonderem landesherrlich verliehenen Privilegium beruhen, finden 
dieſelben gleichmäßig auch auf die fernerhin zu entrichtende Erb⸗ 
ſchaftsſteuer Anwendung. 
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Tabelle 


über den 


gegenwartigen Kapitalwerth einer Rente oder Nutzung im Werthe von 4 Mark 
auf eine beſtimmte Anzahl von Jahren behufs Berechnung der davon zu 
entrichtenden Erbſchaftsſteuer. 


(Zu $. 18 des Geſetzes.) 


Anzahl | Kapital» Anzahl Kapital- Anzahl 


Kapital⸗ Anzahl Kapital⸗ 
der werth der werth der werth der werth 
Jahre. Jahre. Jahre. 
Mark. Pf. Mark.] Pf. Pf. 
1 1 | 0,00 64 23 | 88,7 
2 1 | 96,2 65 23 | 96,9 
3 2 | 88,6 66 24 | 04,7 
4 3 77, 67 24 | 12,2 
5 4 163,0 68 24 | 19,4 
6 5 45,1 69 24 | 26,4 
7 6 | 24,2 70 24 | 33,0 
8 7 | 00,2 71 24 | 39,5 
9 1 72 24 45,6 
10 8 43,5 73 24 5176 
11 9 1171 74 24 57,3 
12 9 76,0 75 24 6278 
13 10 38, 76 24 | 68,0 
14 10 | 98,6 77 24 73,1 
15 11 56,3 78 24 | 78,0 
16 12 | 11,s 79 24 | 82,7 
17 12 65,2 80 24 | 87,2 
18 13 | 16,6 81 24 | 91,5 
19 13 65,9 82 24 | 95,7 
20 14 | 13,4 83 24 99,7 
21 14 | 59,0 84 25 | 00,0 
und mehr. 
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(Nr. 9453.) Geſetz wegen Abänderung des Geſetzes, betreffend die Bildung von Waſſer⸗ 
genoſſenſchaften, vom 1. April 1879 (Gefeß -Samml. S. 297) für das Gebiet 
der Wupper und ihrer Nebenflüſſe. Vom 19. Mai 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 1. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für das Gebiet der Wupper und ihrer Nebenflüſſe, was folgt: 


Artikel 1. 

Der Eintritt in eine neu zu bildende Genoſſenſchaft zur Anlegung, Be 
nutzung und Unterhaltung von Sammelbecken für gewerbliche Anlagen kann 
gegen widerſprechende Eigenthümer der bei dem Unternehmen zu betheiligenden 
gewerblichen Anlagen erzwungen werden, wenn: 


1) das Unternehmen — ohne die Landeskulturintereſſen zu verletzen — 
eine beſſere Ausnutzung der gewerblichen Triebkraft von Waſſerläufen 
oder eine beſſere Benutzung des Waſſers zu ſonſtigen gewerblichen 
Zwecken verfolgt; 

2) das Unternehmen nur bei Ausdehnung auf die im Eigenthum der 
Widerſprechenden befindlichen gewerblichen Anlagen zweckmäßig aus⸗ 
geführt werden kann, und 

3) diejenigen Betheiligten, welche ſich für das Unternehmen erklärt haben, 
eine Mehrheit des in den Voranſchlägen ermittelten Vortheils vertreten. 

Bei der unter Ziffer 3 erwähnten Abſtimmung können nur die Eigenthümer 

der bei den Unternehmen zu betheiligenden gewerblichen Anlagen mitwirken. 

Hinſichtlich ſolcher gewerblicher Anlagen, für welche nach der Art des Be⸗ 

triebes das Unternehmen eine erhöhte Ertragsfähigkeit nicht in Ausſicht ſtellt, 
findet ein Zwang zum Eintritt nicht ftatt. 


Artikel 2. 

Die Aufſicht des Staates (F. 49 des Geſetzes vom 1. April 1879) wird 
von dem Regierungspräſidenten und in der Beſchwerdeinſtanz von dem Ober- 
präſidenten geführt. 

Sie hat ſich auch darauf zu erſtrecken, daß diejenigen Sicherheitsmaßregeln 
getroffen werden, welche zum Schutz der unterhalb der Sammelbecken liegenden 
Grundſtücke und Gebäulichkeiten erforderlich ſind. 


Artikel 3. 

Im Uebrigen finden die für Genoſſenſchaften zur Ent- und Bewäſſerung 
von Grundſtücken für Zwecke der Landeskultur gegebenen beſonderen Vorſchriften 
der $$. 66 bis 70 des Geſetzes vom 1. April 1879 mit den aus den folgenden 
Paragraphen ſich ergebenden Maßgaben entſprechende Anwendung. 
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SE 
Ein Genoſſe, welcher durch Erweiterung oder Verbeſſerung feiner 
gewerblichen Anlage eine größere Ausnutzung des Waſſers der Sammel— 
becken oder der aus denſelben fließenden Waſſerläufe bewirkt, kann mit 
einem dem größeren Vortheil entſprechenden höheren Beitrage zu den 
Genoſſenſchaftslaſten herangezogen werden, falls die beſſere Ausnutzung 
ganz oder theilweiſe durch das genoſſenſchaftliche Unternehmen möglich 
geworden iſt. 
§. 2. 


Eigenthümer von gewerblichen Anlagen, welche nach Begründung 
der Genoſſenſchaft den Betrieb der Anlage auf die Benutzung des 
Waſſers der Sammelbecken oder der aus denſelben fließenden Waſſer⸗ 
läufe einrichten, dürfen das Waſſer erſt benutzen, nachdem fie der 
Genoſſenſchaft beigetreten ſind. 

Die Genoſſenſchaft iſt verpflichtet, ſolche Eigenthümer auf deren 
Verlangen in die Genoſſenſchaft aufzunehmen, wenn die genoſſenſchaft— 
lichen Anlagen bei entſprechender Einrichtung hinreichen, um ohne 
Nachtheil für die bereits vorhandenen Genoſſen den gemeinſamen Be⸗ 
dürfniſſen zu entſprechen. 

Der neu hinzutretende Genoſſe hat jedoch der Genoſſenſchaft einen 
entſprechenden Antheil an den Herſtellungs- und Unterhaltungskoſten 
zu zahlen. Auch hat er die durch die Mitbenutzung der genoſſenſchaft— 
lichen Anlagen erwachſenen beſonderen Koſten zu tragen. 


$. 3. 

Streitigkeiten in den Fällen der $$. 1, 2 unterliegen mit Aus⸗ 
ſchluß des ordentlichen Rechtsweges der Entſcheidung des Bezirks— 
ausſchuſſes. 

Artikel 4. 


Zu den im F. 55 des Geſetzes vom 1. April 1879 bezeichneten Nutzungs⸗ 
berechtigten gehört auch der Miether von den der Genoſſenſchaft angeſchloſſenen 
gewerblichen Anlagen ſowie von geſonderten Arbeitsſtellen in denſelben. Gegen 
den Miether geſonderter Arbeitsſtellen kann die Exekution nur wegen des auf ſeine 
Arbeitsſtelle zu vertheilenden Beitrags erfolgen. 


Artikel 5. 


Außer den im $. 74 Nr. 1 bis 4 des Geſetzes vom 1. April 1879 be⸗ 
zeichneten Gegenſtänden iſt zur Begründung des Antrags auf Bildung einer 
öffentlichen Genoſſenſchaft zur Anlegung, Benutzung und Unterhaltung von 
Sammelbecken für gewerbliche Anlagen erforderlich: 


der Voranſchlag des von dem Unternehmen zu erwartenden Vortheils 
ſowie der Maßſtab, nach welchem dieſer Vortheil auf die bei dem 
Unternehmen zu betheiligenden gewerblichen Anlagen vertheilt werden ſoll. 
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Artikel 6. N 
Die $$. 79, 80 des Geſetzes vom 1. April 1879 finden auf die Bildung der 
Genoſſenſchaften zur Anlegung, Benutzung und Unterhaltung von Sammelbecken 
für gewerbliche Anlagen mit folgenden Abänderungen Anwendung: 

1) An Stelle der Fläche und des Kataſtralreinertrages der Grundſtücke 
tritt der in dem Voranſchlage ermittelte Vortheil der gewerblichen 
Anlagen. 

2) Wird der in dem Voranſchlag ermittelte Vortheil oder der Maßſtab, 
nach welchem dieſer Vortheil auf die betheiligten gewerblichen Anlagen 
vertheilt werden ſoll, beſtritten, ſo tritt das ſchiedsrichterliche Verfahren 
ein. Die Leitung deſſelben liegt dem Kommiſſar ($. 77 a. a. O.) ob. 
Wenn ſich die Parteien über andere Perſonen nicht einigen, ſo wählen 
die Zuſtimmenden und die Widerſprechenden durch einen nach der 
Perſonenzahl zu faſſenden Mehrheitsbeſchluß je einen Schiedsrichter. 
Verweigert eine Partei die Wahl, oder erklärt ſie ſich innerhalb einer 
Friſt von zwei Wochen nach der ergangenen Aufforderung zur Wahl 
nicht, ſo ernennt für ſie der Regierungspräſident den Schiedsrichter. 
Bei Meinungsverſchiedenheiten der Schiedsrichter untereinander entſcheidet 
ein von den Parteien im beiderſeitigen Einverſtändniß gewählter und 
in Ermangelung eines ſolchen Einverſtändniſſes vom Regierungs— 
präſidenten zu ernennender Obmann. 

Die Feſtſetzungen des ſchiedsrichterlichen Verfahrens gelten nur für 
die bis zur Genehmigung des Genoſſenſchaftsſtatuts erforderlichen Ab- 
ſtimmungen. 7 

Artikel 7. 


Auf die Erwerbung der für die Zwecke der Genoſſenſchaft zur Anlegung, 
Benutzung und Unterhaltung von Sammelbecken für gewerbliche Anlagen er— 
forderlichen Grundſtücke findet das Geſetz über die Enteignung von Grundeigen⸗ 
thum vom 11. Juni 1874 (Geſetz-Samml. S. 221) Anwendung. 


Artikel 8. 
Durch Königliche Verordnung können die Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
auch auf das Gebiet der Lenne und ihrer Nebenflüſſe ausgedehnt werden. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Elbing, den 19. Mai 1891. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Caprivi. v. Boetticher. v. Maybach. Herrfurth. v. Schelling. 
Frhr. v. Berlepſch. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. Gr. v. Zedlitz. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 2. März 1891, betreffend die Anwendung 
der dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Be— 
ſtimmungen wegen der Chauſſee-Polizeivergehen auf die von dem Kreiſe 
Aſchersleben erbauten Chauſſeen: 1) von Quedlinburg über Warnſtedt bis 
zur Landesgrenze in der Richtung auf Timmenrode, 2) von Suderode 
über Friedrichsbrunn bis zur Landesgrenze in der Richtung auf Günters— 
berge, 3) von Gatersleben nach Nachterſtedt und 4) von Aſchersleben 
über Weſtdorf bis zur Landesgrenze in der Richtung auf Welbsleben, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 13 S. 87, 
ausgegeben den 28. März 1891; 

2) der Allerhöchſte Erlaß vom 4. März 1891, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Magdeburg bezüglich der zur 
Legung des Druckrohrs der ſtädtiſchen Kanaliſation von der Stadt nach 
den Rieſelfeldern bei Loſtau, Cörbelitz und Gerwiſch und zur Herſtellung 
der damit in Verbindung ſtehenden, ſowie der zur Entwäſſerung der 
Rieſelfelder beſtimmten Anlagen erforderlichen Grundflächen, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 16 S. 131, aus⸗ 
gegeben den 18. April 1891; ö 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 4. März 1891, betreffend die Anwendung 
der dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Be 
ſtimmungen wegen der Chauſſee-Polizeivergehen auf die im Mansfelder 
Gebirgskreiſe neu erbaute Chauſſee von Kloſtermansfeld über Thondorf 
nach Siersleben, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Merſe— 
burg Nr. 15 S. 111, ausgegeben den 11. April 1891; 


4) das unterm 4. März 1891 Allerhöchſt vollzogene Statut des Zedlitz 
Kottwitzer Deichverbandes durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Breslau Nr. 16 S. 148, ausgegeben den 17. April 1891; 

5) der unterm 4. März 1891 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zum Deich— 
ſtatut für den Verband Coſel-Klodnitz durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Oppeln Nr. 14 S. 86, ausgegeben den 3. April 1891; 

6) das unterm 4. März 1891 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent— 
wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Demerath im Kreiſe Daun durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 15 S. 119, ausgegeben den 
10. April 1891; 

7) der Allerhöchſte Erlaß vom 9. März 1891, betreffend die Verleihung des 
Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis Teltow für die von dem— 
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ſelben gebaute Chauſſee von Groß⸗Beeren über Diedersdorf, Blankenfelde 
und Dahlewitz nach Groß-Kienig, durch das Amtsblatt der Königl. Re⸗ 
gierung zu Potsdam Nr. 15 S. 129, ausgegeben den 10. April 1891; 


8) der Allerhöchſte Erlaß vom 9. März 1891, betreffend die Anwendung 
der dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Be 
ſtimmungen wegen der Chauſſee-Polizeivergehen auf die von dem Kreiſe 
Oſchersleben zur Unterhaltung übernommene Chauſſee von Beckendorf nach 
Neindorf, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Magdeburg 
Nr. 14 S. 101, ausgegeben den 4. April 1891, 


9) der Allerhöchſte Erlaß vom 9. März 1891, betreffend die Anwendung der 
dem Chauſſeegeldtarif vom 29. Februar 1840 angehängten Beſtimmungen 
wegen der Chauſſee-Polizeivergehen auf die im Saalkreiſe neuerbauten 
Chauſſeen von Niemberg nach Brachſtedt und von Dölau nach Lieskau, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Merſeburg Nr. 17 S. 123, 
ausgegeben den 25. April 1891; 


10) das unterm 14. März 1891 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Groß⸗Dubensko im Kreiſe Rybnik durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 16 S. 102, ausgegeben 
den 17. April 1891; 


11) der Allerhöchſte Erlaß vom 16. März 1891, betreffend die Verleihung 
des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis Teltow für die von 
demſelben gebaute Chauſſee von Bruſendorf über Klein⸗Kienitz und den 
Bahnhof Rangsdorf der Berlin⸗Dresdener Eiſenbahn nach Rangsdorf, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 15 S. 129, 
ausgegeben den 10. April 1891; 


12) das unterm 17. März 1891 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
und Bewäſſerungsgenoſſenſchaft „Ohlenhard⸗Wershofen“ zu Wershofen 
im Kreiſe Adenau durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Coblenz 
Nr. 15 Beilage S. I, ausgegeben den 9. April 1891; 


13) das unterm 18. März 1891 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
und Bewäſſerungsgenoſſenſchaft zu Groß⸗Strengeln im Kreiſe Angerburg 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 18 S. 134, 
ausgegeben den 6. Mai 1891; 


das unterm 18. März 1891 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Peplin im Kreiſe Konitz durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 16 S. 107, ausgegeben den 
23. April 1891; 

das unterm 22. März 1891 Allerhöchſt vollzogene Statut der Genoſſen⸗ 
ſchaft zur Entkrautung der Obra im Kreiſe Meſeritz durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 16 S. 129, ausgegeben den 21. April 
1891; 
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16) der Allerhöchſte Erlaß vom 23. März 1891, betreffend die Verleihung 
des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis Grünberg bezüglich . 
der von demſelben erbauten Chauſſee von Nittritz nach Saabor, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 16 S. 105, aus⸗ 
gegeben den 18. April 1891; 


17) das Allerhöchſte Privilegium vom 31. März 1891 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Bielefeld im Betrage 
von 1100000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Minden Nr. 19 S. 141, ausgegeben den 9. Mai 1891. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


— 


Berlin, gedruckt in der Reichsdrucketei. 


